
7. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2023 vom 22.06.2023 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates 
der Stadt Oberhausen vom 19.06.2023 für das Gebiet 
der Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 10.09.2023, dürfen im Stadtteil 
Schmachtendorf im Zusammenhang mit der Krööskär-
mes Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von den 
nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13, 
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Ge-
schäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2023 außer Kraft. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ge-
gen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf 
von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 22.06.2023 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

8. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2023 vom 22.06.2023 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates 
der Stadt Oberhausen vom 19.06.2023 für das Gebiet 
der Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 10.12.2023, dürfen im Stadtteil 
Schmachtendorf im Zusammenhang mit dem Nikolaus-
markt Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von den 
nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13, 
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Ge-
schäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft. 
 
2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2023 außer Kraft. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ge-
gen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf 
von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 22.06.2023 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

9. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2023 vom 22.06.2023 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates 
der Stadt Oberhausen vom 19.06.2023 für das Gebiet 
der Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 22.10.2023, dürfen im Innenstadt-
bereich Alt-Oberhausen im Zusammenhang mit dem 
Cityfest Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Innenstadtbereich Alt-Oberhausen in 
den von den nachfolgenden Straßen umschlossenen 
Bereichen sowie für Verkaufsstellen, die an die genann-
ten Straßen und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Elsässer Straße, Gewerkschaftsstr. 47 - 100, Goebenstr. 
15 - 113, Havensteinstr. 27 - 54, Helmholtzstr. 13 - 173, 
Hermann-Albertz-Str. 54 - 206, Langemarkstraße, 
Lothringer Str. 2 - 37, Marktstr. 24 - 197, Nohlstr. 40 - 97, 
Paul-Reusch-Str. 4 - 81, Saarstr. 36 - 89, Stöckmannstr. 
26 - 110 und Wörthstr. 3 - 19 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Ge-
schäftszeiten Verkaufsstellen offenhält. 

2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 
NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2023 außer Kraft. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ge-
gen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf 
von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 22.06.2023 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Jahresabschluss 2022 der ASO Altenein-
richtungen der Stadt Oberhausen 
 
Der Sozialausschuss hat als Betriebsausschuss der 
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen gemäß  
§ 26 Abs. 1 der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV NW S. 644) in 
seiner Sitzung am 23.05.2023 den Jahresabschluss 
2022 bestehend aus  
 
Bilanz 
Gewinn- und Verlustrechnung 
Anhang 
Anlagennachweis 
Lagebericht 
 
nach Aufstellung durch die Betriebsleitung zustimmend 
beraten. 
 
In seiner Sitzung vom 19.06.2023 hat der Rat der Stadt 
aufgrund des Beratungsergebnisses des Betriebsaus-
schusses ASO den Jahresabschluss 2022 und den 
Lagebericht 2022 gemäß § 26 Abs. 3 EigVO festgestellt 
und beschlossen, den Jahresüberschuss 2022 in Höhe 
von 149.773,58 € auf neue Rechnung vorzutragen und 
dem Betriebsleiter der ASO Alteneinrichtungen der Stadt 
Oberhausen für das Wirtschaftsjahr 2022 Entlastung zu 
erteilen. 
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Die Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2022 wurde von 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BDO Concunia 
GmbH, Münster, vorgenommen. Mit Datum vom 
21.04.2023 wurde der nachfolgend dargestellte unein-
geschränkte Bestätigungsvermerk erteilt. 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

An die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, 
Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung ASO Alteneinrichtungen der Stadt 
Oberhausen, Oberhausen, - bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2022 sowie dem Anhang einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Ober-
hausen, für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (EigVO NRW) in Verbindung mit den einschlä-
gigen deutschen, für große Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den er-
gänzenden Bestimmungen der Satzung und vermit-
telt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Finanzlage der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung zum 31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum  
31. Dezember 2022 und 

 
-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, seine sonstigen Angaben erwecken nicht 
eine falsche Vorstellung von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung, entsprechen den Vor-
schriften der EigVO NRW und stellen die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. 

 
Entsprechend § 322 Abs. 3 S. 1 HGB und § 103 Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in Verbindung mit § 102 GO NRW erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
und § 103 GO NRW in Verbindung mit § 102 GO NRW 
unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 
zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Sozialausschusses für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses, der den Vorschriften der 
EigVO NRW in Verbindung mit den einschlägigen deut-
schen, für große Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermög-
lichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 
auf Grund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulatio-
nen der Rechnungslegung und Vermögensschädigun-
gen) oder Irrtümer ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Fortführung 
der Tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Tätigkeit, sofern einschlägig, anzuge-
ben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten ent-
gegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
dessen sonstige Angaben nicht eine falsche Vorstellung 
von der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung er-
wecken, der den Vorschriften der EigVO NRW entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet ha-
ben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
EigVO NRW zu ermöglichen und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 
 
Der Sozialausschuss ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen falschen Darstellungen auf Grund von 
dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt und in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-
sen in Einklang steht, dessen sonstigen Angaben nicht 
eine falsche Vorstellung von der Lage der eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung erwecken, der den Vorschriften 
der EigVO NRW entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, so-
wie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-
bericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB und § 103 GO NRW in Verbin-
dung mit § 102 GO NRW unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 
-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht auf Grund von dolosen Handlungen 
und Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 
Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das 
Risiko, dass aus Irrtümern resultierende wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da 
dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

 
-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-

fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der eigenbetriebsähnlichen Einrich-
tung abzugeben. 

 
-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätz-
ten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Tätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zwei-
fel an der Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung zur Fortführung der Tätigkeit aufwerfen 
kann. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflich-
tet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben in Jahresabschluss und Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-
stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können 
jedoch dazu führen, dass die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung ihre Tätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
-    beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 

Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der An-
gaben sowie, ob der Jahresabschluss die zu Grunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt. 

 
-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 

dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. 

 
-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientier-
ten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zu Grunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zu Grunde liegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-
lich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen einschließlich etwaiger Mängel im inter-
nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“ 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Jahr 
2022 sind zu den üblichen Bürozeiten in der Verwaltung 
der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Elly-
Heuss-Knapp-Straße 3, 46145 Oberhausen einsehbar. 
 
Oberhausen, 17.07.2023 
ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 
 
 
Matthias Frerix 
Betriebsleiter 
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Aufgebot von Sparurkunden 
 

3018353734 
 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde 
werden gemäß Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassen-
gesetz für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei 
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
 
Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 14.07.2023  
 
 
STADTSPARKASSE OBERHAUSEN 
- Der Vorstand - 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3014009686 
 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde 
werden gemäß Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassen-
gesetz für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei 
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
 
Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 20.07.2023  
 
STADTSPARKASSE OBERHAUSEN 
- Der Vorstand - 
 
 

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 
der STOAG Stadtwerke Oberhausen 
GmbH zum 31. Dezember 2022 
 
1.  Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat 

den Jahresabschluss zum 31.12.2022 fristgerecht 
aufgestellt und durch die BDO AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Düsseldorf, prüfen lassen. 

 
    Die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt: 

 
Bestätigungsvermerk 

 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH, Ober-
hausen 
 
PRÜFUNGSURTEILE 
 
Wir haben den Jahresabschluss der STOAG Stadtwerke 
Oberhausen GmbH, Oberhausen - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2022 bis zum 31. Dezember 2022 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. 
 

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der STOAG 
Stadtwerke Oberhausen GmbH für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
-    entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2022 und 

 
-    vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

  
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSS-
PRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Unternehmen unabhängig in Überein-
stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti-
gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. 
 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahres-
abschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRE-
TER UND DES AUFSICHTSRATS FÜR DEN JAHRES-
ABSCHLUSS UND DEN LAGEBERICHT 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
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ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipu-
lationen der Rechnungslegung und Vermögensschädi-
gungen) oder Irrtümer ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. 
 
VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRÜFERS 
FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 
UND DES LAGEBERICHTS 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 
dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der La-
gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Insti-
tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden 
als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus 
 
-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen 
oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen 
Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

 
-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 

Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme abzugeben. 

 
-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der 
Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 
-    beurteilen wir die Darstellung, Aufbau und Inhalt des 

Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie 
ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. 

 
-    beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 

dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der 
Gesellschaft. 
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-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen ge-
ben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesent-
lich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortli-
chen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeit-
planung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen“. 
 
Düsseldorf, 19. Mai 2023 
 
BDO AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Veldboer Dirks 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
2.  Durch Gesellschafterbeschluss vom 29. Juni 

2023 wurde der Jahresabschluss festgestellt. Die 
Geschäftsführung und der Aufsichtsrat wurden 
entlastet. 

 
3.  Der Jahresabschluss einschließlich des Lagebe-

richts kann vom 21. bis zum 25. August 2023 je-
weils von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 
09:00 bis 15:00 Uhr und am Freitag in der Zeit von 
09:00 bis 13:00 Uhr bei der STOAG Stadtwerke 
Oberhausen GmbH, Max-Eyth-Straße 62, 46149 
Oberhausen, Raum 1.5, eingesehen werden. 

 
Oberhausen, im Juli 2023 
 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen 
 
Die Geschäftsführung 
Werner Overkamp 
 
 

Bekanntmachung des Konzernabschlus-
ses der STOAG Stadtwerke Oberhausen 
GmbH zum 31. Dezember 2022 
 
1.  Die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH hat den 

Konzernabschluss zum 31.12.2022 fristgerecht auf-
gestellt und durch die BDO AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Düsseldorf, prüfen lassen. 

 
    Die BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft hat 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt: 

 
Bestätigungsvermerk 

 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 
 

An die STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH, Ober-
hausen 
 
PRÜFUNGSURTEILE 
 
Wir haben den Konzernabschluss der STOAG Stadtwer-
ke Oberhausen GmbH, Oberhausen, und ihrer Tochterge-
sellschaften (der Konzern) - bestehend aus der Konzern-
bilanz zum 31. Dezember 2022 und der Konzern-
Gewinn- und Verlustrechnung, dem Konzerneigenkapi-
talspiegel und der Konzernkapitalflussrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 
2022 sowie dem Konzernanhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - 
geprüft. 
 
Darüber hinaus haben wir den Konzernlagebericht der 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 
2022 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
-    entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2022 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2022 und 

 
-    vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Konzernlagebericht in Einklang mit dem Konzern-
abschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des 
Konzernlageberichts geführt hat. 
 
GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE 
 
Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und 
des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „VERANTWORTUNG DES AB-
SCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES KON-
ZERNABSCHLUSSES UND DES KONZERNLAGEBE-
RICHTS“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-
rechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Konzern-
abschluss und zum Konzernlagebericht zu dienen. 
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VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRE-
TER UND DES AUFSICHTSRATS FÜR DEN KON-
ZERNABSCHLUSS UND DEN KONZERNLAGEBE-
RICHT 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Konzernabschlusses, der den deut-
schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Kon-
zernabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesent-
lichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung 
und Vermögensschädigungen) oder Irrtümer ist. 
 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verant-
wortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Konzernlageberichts, der insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Konzernabschluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachwei-
se für die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu 
können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts. 
 
VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRÜFERS 
FÜR DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 
UND DES LAGEBERICHTS 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Konzernabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 
dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Kon-
zernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-

gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht 
beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlus-
ses und Konzernlageberichts getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 
-    identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher falscher Darstellungen im Konzernabschluss 
und im Konzernlagebericht aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da 
dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

 
-    gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prü-

fung des Konzernabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Konzern-
lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnah-
men, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben. 

 
-    beurteilen wir die Angemessenheit der von den ge-

setzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
-    ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-

senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehöri-
gen Angaben im Konzernabschluss und im Konzern-
lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
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Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

 
-    beurteilen wir die Darstellung, Aufbau und Inhalt des 

Konzernabschlusses insgesamt einschließlich der 
Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrun-
de liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft vermittelt. 

 
-    beurteilen wir den Einklang des Konzernlageberichts 

mit dem Konzernabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage 
des Konzerns. 

 
-    führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunfts-
orientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der 
zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im inter-
nen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen“. 
 
Düsseldorf, 19. Mai 2023 
 
BDO AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Veldboer Dirks 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 
2.  Durch Gesellschafterbeschluss vom 29. Juni 

2023 wurde der Konzernabschluss festgestellt. 
Die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat wur-
den entlastet. 

 
3.  Der Konzernabschluss einschließlich des Kon-

zernlageberichts kann vom 21. bis zum 25. August 
2023 jeweils von Montag bis Donnerstag in der 
Zeit von 09:00 bis 15:00 Uhr und am Freitag in der 
Zeit von 09:00 bis 13:00 Uhr bei der STOAG Stadt-
werke Oberhausen GmbH, Max-Eyth-Straße 62, 
46149 Oberhausen, Raum 1.5, eingesehen werden. 

 
Oberhausen, im Juli 2023 
 
STOAG Stadtwerke Oberhausen GmbH 
Max-Eyth-Strasse 62, 46149 Oberhausen 
 
Die Geschäftsführung 
Werner Overkamp 

Kraftloserklärung von Sparurkunden 
 

3041293964 
 
Die obengenannte Sparurkunde wurde für kraftlos 
erklärt. 
 
Oberhausen, 16.07.2023  
 
STADTSPARKASSE OBERHAUSEN 
- Der Vorstand - 
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Konrad-Adenauer-Allee 46   D-46049 Oberhausen täglich 11 bis 18 Uhr, montags geschlossen www.ludwiggalerie.de
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IT’S A PASSION! 

Die Porzellane aus der 
Sammlung Ludwig

und das Beste 
aus 25 Jahren 
LUDWIGGALERIE 
Schloss Oberhausen

14. 5.–17. 9. 2023

We proudly present:
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K 2671 

 
Postvertriebsstück 

 
- Entgelt bezahlt -  

 
DPAG
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Unser Team der Krebsberatung in Oberhausen bietet Beratung und Unterstützung für 
von der Erkrankung betroffene Menschen an. Wir nehmen uns Zeit für Sie. In ruhiger 
Atmosphäre versuchen wir gemeinsam mit Ihnen Antworten und Lösungen zu finden.  
Ebenfalls beraten wir Angehörige, nahestehende und interessierte Menschen. 

Wann: Beratungen finden montags und freitags statt. 

Wo: Der Paritätischen NRW, Kreisgruppe Oberhausen
Wörthstraße 7, 46045 Oberhausen.

Wie: Kostenlos, vertraulich, auf Wunsch anonym.

Telefonische Auskünfte und Terminvereinbarung bitte über unser Büro 

in Duisburg: montags bis freitags in der Zeit von 9.00 – 13.00 Uhr. 

Telefon: 0203 94 16 62 44 

info@krebsberatung-oberhausen.de

Krebsberatung
in Oberhausen


